Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/1468 


Antrag 

der Fraktion der FDP 


betr. Einsetzung eines Untersuchungsausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Es wird ein Untersuchungsausschuß gemäß Artikel 44 GG ein- 
gesetzt, bestehend aus 7 Mitgliedern (3 der Fraktion der CDU/ 
CSU, 3 der Fraktion der SPD, 1 der Fraktion der FDP) zur 
Überprüfung, ob bei Vertragsschluß und Abwicklung des Pro- 
jektes Schützenpanzer tiS 30 Unregelmäßigkeiten vorgekommen 
sind, insbesondere 

a) ob der Auftrag und die Durchführung Firmen übertragen 
wurden, die über keinerlei Erfahrung im Bau von derartigen 
Fahrzeugen verfügten, ggf. ob darauf Mängel konstruktiver 
und technischer Art zurückzuführen sind, die die Einsatz- 
bereitschaft des Fahrzeuges in unüblicher Weise gemindert 
hätten; 

ob die Bundesregierung bei der Auswahl des Fahrzeugtyps 
oder ihrer Hersteller ihre Sorgfaltspflicht verletzt hat; 

ob der HS 30 seine Aufgabe erfüllt; 

ob dem Bund durch die Erteilung oder Abwicklung des Auf- 
trages ein Schaden entstanden ist ; 

b) ob der Firma Hispano-Suiza Konstruktionsunterlagen be- 
zahlt worden sind, die — obwohl ihre Erstellung vereinbart 
war - tatsächlich nie geliefert wurden ; 

c) ob unentgeltliche Zuwendungen von der Firma Hispano-Suiza 
an im Bundestag vertretene Parteien, ihr nahestehende 
Personen, Firmen oder Organisationen direkt oder indirekt 
gezahlt wurden; 

d) ob und warum aufgrund der im Jahre 1958 durdi den Reichs- 
minister a, D. Treviranus gegebenen Hinweise, nach denen 
die Möglichkeit von Zahlungen seitens der Firma Hispano- 
Suiza an im Bundestag vertretene Parteien bestand, keine 
eingehenden Ermittlungen durchgeführt und insbesondere 
niditdie zuständigen Strafverfolgungsbehörden eingeschaltet 
worden sind ; 
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e) ob und ggf. inwieweit die Überprüfungstätigkeit des Bundes- 
redinungshofes behindert oder verzögert worden ist; 

f) ob Widersprüche in den Auskünften der Bundesregierung 
gegenüber dem Bundestag in dieser Angelegenheit vorliegen 
und worauf diese ggf. zurückzuführen sind; 

g) ob die Aussage von Botschafter a.D. Dr. Holzapfel bei seiner 
dienstlichen Anhörung im Auswärtigen Amt am 9, November 
1966 richtig ist, er sei in den Jahren 1953/54 und später 1957 
gedrängt worden, sich nicht mehr um die Waffengeschäfte zu 
kümmern. 

Bonn, den 22. Februar 1967 

Misdinick und Fraktion 
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